
  

Verdeckte Recherche

Das Presse- und Informationsamt einer Landesregierung teilt der Presse mit, dass
sich eine Ministerin des Landes einer Brustkrebsoperation unterziehen musste, dass
es der Politikerin den Umständen entsprechend sehr gut geht und dass sie
anschließend an die stationäre Behandlung ihren Jahresurlaub antreten wird. Als
Quelle des Befundes wird der leitende Chefarzt einer gleichfalls genannten Klinik
angegeben. Kurz darauf erhalten eine Journalistin und ein Fotograf einer
Boulevardzeitung Einlass in das Krankenzimmer. Die Ministerin erklärt später, beide
Besucher hätten sich den Mitarbeitern der Klinik gegenüber als Kollegen bzw.
ehemalige Kollegen von ihr vorgestellt. Während des folgenden kurzen Gesprächs
sei sie selbst davon ausgegangen, dass die beiden Journalisten ehemalige Kollegen
oder Mitarbeiter einer mit ihrem Ministerium verbundenen Einrichtung seien. Bis zu
diesem Zeitpunkt sei die Atmosphäre “gelöst” gewesen. Als der Mann dann eine
Kamera zückte, sei sie stutzig geworden und hätte ihn aufgefordert, keine Fotos zu
machen. In diesem Moment sei auch die Information ins Krankenzimmer gelangt,
dass es sich um Mitarbeiter eines Boulevardblattes handele. Ein anderer Fotograf
draußen hatte sich beschwert, dass ihm kein Besuch gestattet werde. Bevor der
Fotograf Aufnahmen machen konnte, seien er und seine Kollegin aus dem Zimmer
gewiesen worden. Ein Staatssekretär des Ministeriums beklagt in einer Beschwerde
beim Deutschen Presserat die Recherchemethoden der beiden Journalisten. Der Fall
zeige, welchen enormen Zudringlichkeiten Menschen ausgesetzt seien, die in der
Öffentlichkeit stehen. Die Redaktionsleitung des Blattes weist den Vorwurf der
verdeckten Recherche zurück. Weder am Eingang zur Station noch im
Krankenzimmer hätten beide Kollegen einen Zweifel daran gelassen, dass sie für die
Boulevardzeitung tätig seien. Den Schwestern gegenüber habe die Journalistin
jedoch erwähnt, dass sie eine ehemalige Arbeitskollegin des Ehemannes der
Ministerin sei. Die Bitte der Ministerin, nicht zu fotografieren, hätten beide Mitarbeiter
respektiert. Die Atmosphäre im Krankenzimmer sei gelöst gewesen, bis die Tochter
der Ministerin in das Zimmer gekommen sei und behauptet habe, die beiden
Besucher hätten sich durch Täuschung Zutritt verschafft. Schließlich habe die
Ministerin selbst die beiden Journalisten nicht aus dem Zimmer gewiesen, sondern
sie sei mit dem Gespräch bis zum Erscheinen ihrer Tochter einverstanden gewesen.
(1996)

Der Presserat schließt aus der persönlichen Stellungnahme der Ministerin, dass
beide Journalisten sich auf unlautere Weise in das Krankenzimmer eingeschlichen
haben, um sich Informationen und Fotos zu beschaffen. Nach seiner Ansicht
entspricht dieses Verhalten nicht einer fairen journalistischen Arbeitsweise, zumal die
prominente Patientin eine schwere Operation hinter sich hatte und noch nicht im
Vollbesitz ihrer Kräfte war. Der Presserat sieht in diesem Fall Ziffer 4 des



Pressekodex verletzt und spricht der Zeitung, für die beide Journalisten arbeiten,
eine Missbilligung aus. (B 65/96)
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